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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)

Für Entwicklungs-, Consulting- und Beratungsleistungen von RR-Selects

Gültig ab 01.10.2009

§ 1 Allgemeine Geschäfts- und Vertragsbedingungen

1.1 Vertragsgegenstand

Der Auftragnehmer erbringt eine leistungsorientierte Dienstleistung zu einem vorher vereinbarten Preis. Mit der Erteilung eines Auftrags erkennt der Auftraggeber die Geltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen an.

1.2 Geltungsbereich

Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und RR-Selects, Ralf Reupsch. Vorrangig gelten Bestimmungen in mit dem Kunden getroffenen Vereinbarungen oder in Sonderbestimmungen.

1.3 Vertragsumfang und Gültigkeit

Alle Aufträge und Vereinbarungen sind nur dann rechtsverbindlich, wenn sie vom Auftragnehmer schriftlich und firmengemäß gezeichnet werden und verpflichten nur in dem in der Auftragsbestätigung angegebenen Umfang. Einkaufsbedingungen des Auftraggebers werden für das gegenständliche Rechtsgeschäft und die gesamte Geschäftsbeziehung hiermit ausgeschlossen. Angebote sind grundsätzlich freibleibend.

§ 2 Durchführung der Leistungen

2.1 Termine

Termine werden die Vertragspartner einvernehmlich schriftlich festlegen, nur dann sind sie verbindlich. Die Verbindlichkeit etwaiger Fertigstellungstermine entfällt, wenn der Auftraggeber seinen Mitwirkungspflichten nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt. Sollten sich Verzögerungen ergeben, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, wird er den Auftraggeber sofort von diesen unterrichten.

2.2 Erkenntnisse über Qualität der Ergebnisse

Erkennt der Auftragnehmer, dass die Anforderungsbeschreibung oder Ergebnisse fehlerhaft, unvollständig, objektiv nicht ausführbar oder nicht eindeutig ist, so wird der Auftragnehmer dies dem Kunden unverzüglich nach Kenntnis mitteilen. Der Kunde wird für Berichtigung und Anpassung der Anforderungen innerhalb angemessener Frist sorgen.

Sollte sich im Zuge der Arbeiten herausstellen, dass die Ausführung des Auftrages gemäß Leistungsbeschreibung tatsächlich oder juristisch unmöglich ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies dem Auftraggeber sofort anzuzeigen. Ändert der Auftraggeber die Leistungsbeschreibung nicht dahingehend bzw. schafft die Voraussetzung, dass eine Ausführung möglich wird, kann der Auftragnehmer die Ausführung ablehnen. Ist die Unmöglichkeit der Ausführung die Folge eines Versäumnisses des Auftraggebers oder einer nachträglichen Änderung der Leistungsbeschreibung durch den Auftraggeber, ist der Auftragnehmer berechtigt, vom Auftrag zurückzutreten. Die bis dahin für die Tätigkeit des Auftragnehmers abgelaufenen Kosten und Spesen sowie allfällige Abbaukosten sind vom Auftraggeber zu ersetzen.

2.3 Folgen unzureichender Spezifikation

Verzögerungen oder Mehraufwand wegen mangelhafter Anforderungsbeschreibung, deren Anpassung oder fehlender Informationen und Daten vergütet der Kunde an den Auftragnehmer gesondert. Etwaige Termine oder Fristen werden bei nicht ganz geringfügigen Verzögerungen oder Mehraufwand durch solche Defizite hinfällig. Die Verzögerungen oder der Mehraufwand können durch Analyse- und Bearbeitungsaufwand hinsichtlich der Feinspezifikation und Aufgabenbeschreibung, sowie deren Anpassung als auch die zusätzlichen Arbeiten, Nacharbeiten und Änderungen am Projekt selbst bedingt sein bzw. diese zur Folge haben.

§ 3 Nutzungs- und Verwertungsrechte

Nach der vollständigen Bezahlung der dem Auftragnehmer zustehenden Vergütung geht das Recht zur Benutzung und zur sonstigen beliebigen Verwendung der Ergebnisdaten auf den Auftraggeber über. Der Auftragnehmer bleibt jedoch zur Aufbewahrung der Roh- und Ergebnisdaten bis zur Abnahme berechtigt.

§ 4 Organisation des Projektes und Mitwirkung des Kunden

4.1. Mitwirkung des Kunden

Der Kunde wird dem Auftragnehmer die zur Durchführung der erforderlichen Unterlagen und Informationen sowie eventuell erforderliche Räume, Personal, Berechtigungen, Software und Geräte unverzüglich zur Verfügung stellen. Notwendige Unterlagen und Dokumentationen zur Auftragserledigung werden vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt. Die Vertragspartner werden im Einzelfall Einvernehmen darüber erzielen, wann und in welcher Weise diese Mitwirkungsleistungen des Kunden zu erbringen sind. Ihr Umfang richtet sich insbesondere nach der Art der von dem Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen. Auslagen für notwendige technische Mittel, Materialien und Nebenkosten wie Plots, Scans oder Speichermedien sind vom Auftraggeber zu erstatten. Wird vom Auftraggeber bereits auf der zum Test bereitgestellten Software oder Datensätzen im Echtbetrieb gearbeitet, liegt die Verantwortung für die Sicherung der Echtdaten beim Auftraggeber.

4.2. Anforderung der Mitwirkungsleistungen

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Mitwirkungsleistungen des Kunden möglichst frühzeitig, in der Regel jedoch wenigstens drei Arbeitstage vor deren Bewirkung einzufordern, soweit die Vertragspartner nicht im Projektplan anderes vereinbaren.

4.3. Testdaten

Der Kunde verpflichtet sich bei Erstbeauftragungen zu regelmäßigen Datenbearbeitungen zur Bereitstellung von Testdaten, die hinsichtlich Umfang, Struktur und Ausgestaltung für die zukünftige Anwendung repräsentativ sind und eine Verifizierung der Ergebnisqualität ermöglichen. Die Einzelheiten hinsichtlich der genauen Ausprägung der Testdaten und deren Umfang gibt der Auftragnehmer noch im Bedarfsfall vor, wenn dies nicht die Vertragspartner einvernehmlich miteinander festlegen. Ein Vertrag tritt erst nach erfolgreicher Abnahme der Testdaten in Kraft.

§ 5 Geheimhaltung, Verschwiegenheit, Datenschutz

5.1 Datenschutz

Beide Vertragspartner verpflichten sich, bei den am Projekt beteiligten Personen sicherzustellen, dass diese die Bestimmungen über den Datenschutz kennen und beachten. Der Auftragnehmer wird seine Mitarbeiter auf das Datengeheimnis verpflichten.

Der Kunde stellt uns von sämtlichen Ansprüchen Dritter hinsichtlich der überlassenen Daten frei. Soweit Daten an uns – gleich in welcher Form – übermittelt werden, ist der Kunde verpflichtet Sicherheitskopien vorzuhalten. Für den Fall eines Datenverlustes ist der Kunde verpflichtet, die betreffenden Datenbestände nochmals unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

5.2 Kennzeichnung von Unterlagen

Der Kunde wird solche Unterlagen, die der Auftragnehmer wegen ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit in stärkerem als üblichen Maße sichern soll, rechtzeitig entsprechend kennzeichnen.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Geschäftsgeheimnisse vom Kunden entsprechend vertraulich zu behandeln.

§ 6 Vergütung

6.1 Zahlungspflicht und Fälligkeit

Unsere Preise für Softwareentwicklung schließen keine Supportleistungen ein. Nimmt der Vertragspartner technische Supportleistungen in Anspruch, so werden diese gemäß Vereinbarung verrechnet. Unsere Angebote verstehen sich freibleiben und unverbindlich. Alle Preisangaben verstehen sich als Nettopreise zuzüglich dem jeweils gültigen Mehrwertsteuersatz. Die Vergütungen der Leistungen sind nach Ablieferung des Werkes fällig. Der Kunde zahlt die in der Auftragsbestätigung von dem Auftragnehmer festgehaltene Vergütung an den Auftragnehmer. Die Vergütung ist zahlbar innerhalb 14 Tage nach Rechnungserhalt. Für Teilrechnungen gelten die für den Gesamtauftrag festgelegten Zahlungsbedingungen analog.

Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten (z.B. Softwareentwicklung und/oder Schulungen, Realisierungen 
in Teilschritten) umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Lieferung jeder einzelnen Einheit oder Leistung Rechnung zu legen.

Bei allen Dienstleistungen (Consulting, Beratung, Programmierung, Schulung, Umstellungsunterstützung, telefonische Beratung, Vorort Support, usw.) wird der Arbeitsaufwand zu den am Tag der Leistungserbringung vereinbarten Stundensätzen verrechnet. Abweichungen von einem dem Vertragspreis zugrunde liegenden Zeitaufwand, der nicht vom Auftragnehmer zu vertreten ist, wird nach tatsächlichem Anfall berechnet.

Bei Dienstverträgen sind ist die Vergütung nach Abrechnung der Leistungen in der Regel monatlich fällig und nach den üblichen Zahlungszeiträumen zu zahlen. Teilübergaben oder vorfristig übergebene Werke sind entsprechend des Teils zu vergüten. Bei Zahlungsverzug können Verzugszinsen in Höhe von 6% über dem jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank geltend gemacht werden. Die Geltendmachung eines nachgewiesenen höheren Schadens bleibt davon unberührt. Bei Zahlungsverzug ist der Aufragnehmer berechtigt einen Mehrkostensatz von pauschal 15,- € geltend zu machen.

Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet eine wesentliche Bedingung für die Durchführung der Vertragserfüllung durch den Auftragnehmer. Die Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungen berechtigen den Auftragnehmer, die laufenden Arbeiten einzustellen und vom Vertrag zurückzutreten. Alle damit verbundenen Kosten sowie der Gewinnentgang sind vom Auftraggeber zu tragen.

Bei Nichteinhaltung zweier Raten bei Teilzahlungen ist der Auftragnehmer berechtigt, Terminverlust in Kraft treten zu lassen und übergebene Akzente fällig zu stellen.

Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen nicht vollständiger Gesamtlieferung, Garantie- oder Gewährleistungsansprüchen oder Bemängelungen zurückzuhalten.

6.2 Vergütung zusätzlicher Leistungen

Sonderleistungen, die nicht ausdrücklich und schriftlich in Pauschalangeboten enthalten sind, werden gesondert abgerechnet.

Zusätzliche Leistungen des Auftragnehmers (z.B. Ergänzungen, Änderungen, s.a. 2.3) vergütet der Kunde an den Auftragnehmer nach Zeitaufwand gemäß des jeweils vereinbarten Stundensatzes des Auftragnehmers. Soweit im Einzelfall Verträge über Fremdleistungen im Namen und für Rechnung von RR-Selects abgeschlossen werden, verpflichtet sich der Auftraggeber, RR-Selects im Innenverhältnis von sämtlichen Verbindlichkeiten freizustellen, die sich aus dem Vertragsabschluss ergeben. Dazu gehört insbesondere die Übernahme der Kosten.

Die Kosten für Fahrt-, Tag- und Nächtigungsgelder werden dem Auftraggeber gesondert nach den jeweils gültigen Sätzen in Rechnung gestellt, sofern dies nicht anders schriftlich vereinbart wird. Wegzeiten gelten als Arbeitszeit.

6.3 Mehrwertsteuer

Die von dem Auftragnehmer jeweils auszuweisenden Beträge verstehen sich zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer.

§ 7 Abnahme

7.1 Abnahmeprüfung

Der Kunde wird unverzüglich nach Lieferung von Software die Abnahmeprüfung vornehmen und die Übereinstimmung mit der Anforderungsbeschreibung überprüfen. Werden Testversionen vorab bereitgestellt, dessen Module nicht mehr erweitert oder geändert werden, gilt der Bereitstellungstermin als Abnahmestartdatum für die zu testenden Funktionalitäten.

7.2 Abnahmeerklärung

Entspricht die Leistung des Auftragnehmers der Anforderungsbeschreibung und den ausdrücklich zwischen den Vertragspartnern vereinbarten Auftragsänderungs- und Zusatzwünschen, erklärt der Kunde unverzüglich die Abnahme.

7.3 Abnahmefiktion

Erklärt der Kunde zwei Wochen nach Lieferung des Endprodukts durch den Auftragnehmer die Abnahme nicht und hat er in der Zwischenzeit auch keine wesentlichen Mängel an den Auftragnehmer mitgeteilt, so gelten die Daten, Ergebnisse und Software als abgenommen.

Die Abnahme erfolgt auch dadurch, dass der Kunde die Daten oder Software in Gebrauch nimmt ohne zu erklären, dass der Gebrauch erheblich herabgesetzt ist.

Bei Einsatz im Echtbetrieb durch den Auftraggeber gelten die Daten, Ergebnisse und Software jedenfalls als abgenommen.

7.4 Mängelbeseitigung

Treten während der Prüfung durch den Kunden Mängel auf, so wird der Auftragnehmer diese in angemessener Frist beseitigen.

§ 8 Gewährleistung

8.1 Beginn

Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Abnahme. Im Falle der Ingebrauchnahme durch den Kunden ohne berechtigte Mängelrüge während der Frist von 8 Wochen (vgl. 7.3) beginnt diese Frist ebenfalls zu laufen.

8.2 Dauer

Die Gewährleistungsfrist beträgt zwei Monate, wenn die Vertragspartner nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbaren. Nach dieser Zeit werden – sofern nicht anders vereinbart - die Roh- und Ergebnisdaten gelöscht und müssen in einer neuen Beauftragung zur Verfügung gestellt werden.

8.3 Mängel bei Abnahme

Etwa auftretende Mängel, das sind Abweichungen von der schriftlich vereinbarten Leistungsbeschreibung, sind vom Auftraggeber unverzüglich und ausreichend dokumentiert dem Auftragnehmer zu melden. Liegen schriftlich gemeldete, wesentliche Mängel vor, das heißt, dass der Echtbetrieb nicht begonnen oder fortgesetzt werden kann, so ist nach Mängelbehebung eine neuerliche Abnahme erforderlich. Sind bei der Abnahme Mängel festgehalten worden, so wird der Auftragnehmer diese wie festgelegt, ansonsten innerhalb angemessener Frist beseitigen.

8.4 Fehlermeldung

Im übrigen wird der Auftragnehmer aufgrund gemeldeter Mängel, die unverzüglich und möglichst unter Angabe der näheren reproduzierbaren Umstände des Auftretens und der Software- und Hardwareumgebung sowie der Auswirkungen schriftlich mitgeteilt werden sollen, mit der Mängelbeseitigung beginnen und diese innerhalb angemessener Frist durchführen. Die Meldung der Mängel durch den Auftragnehmer kann auch per Email erfolgen.

Der Kunde wird den Auftragnehmer bei der Fehlerfeststellung und -beseitigung unterstützen und unverzüglich Einsicht in die Unterlagen gewähren, aus denen sich die näheren Umstände des Auftretens des Mangels ergeben.

8.5 Misslingen der Nachbesserung und Nachfrist

Gelingt dem Auftragnehmer die Mängelbeseitigung nicht innerhalb angemessener Frist und schlägt sie auch innerhalb einer weiteren angemessenen Nachfrist, die der Kunde dem Auftragnehmer gesetzt hat, fehl, stehen dem Kunden die gesetzlichen Gewährleistungsrechte (Minderung und Rücktritt vom Vertrag) zu.

Höhere Gewalt, Arbeitskonflikte, Naturkatastrophen und Transportsperren sowie sonstige Umstände, die außerhalb der Einflussmöglichkeit des Auftragnehmers liegen, entbinden den Auftragnehmer von der Lieferverpflichtung bzw. gestatten ihm eine Neufestsetzung der vereinbarten Lieferzeit. 
Stornierungen durch den Auftraggeber sind nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftragnehmers möglich. Ist der Auftragnehmer mit einem Storno einverstanden, so hat er das Recht, neben den erbrachten Leistungen und aufgelaufenen Kosten eine Stornogebühr in der Höhe von 30% des noch nicht abgerechneten Aufragwertes des Gesamtprojektes zu verrechnen. 

Bei gerechtfertigter Mängelrüge werden die Mängel in angemessener Frist behoben, wobei der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle zur Untersuchung und Mängelbehebung erforderlichen Maßnahmen ermöglicht. Die Beweislastumkehr, also die Verpflichtung des Auftragnehmers zum Beweis seiner Unschuld am Mangel, ist ausgeschlossen.

8.6 Wegfall der Gewährleistung

Die Gewährleistungsansprüche des Kunden können von diesem nicht mehr geltend gemacht werden wenn er selbst ohne vorherige schriftliche Zustimmung vom Auftragnehmer Änderungen an den Daten durchgeführt hat oder Dritte hat durchführen lassen oder weiter gab, es sei denn, der Kunde weist nach, dass diese Änderungen die Gewährleistungsarbeiten, insbesondere die Analyse- und Beseitigungsarbeiten seitens des Auftragnehmers nicht oder nur unwesentlich erschweren und die gemeldeten Mängel nicht auf diese Änderungen zurückzuführen sind.

Bei Weiterbearbeitung der Daten durch den Auftraggeber oder Dritte, gelten diese automatisch als übernommen und Mängelfrei. Eine Frist entfällt in diesem Fall.Korrekturen und Ergänzungen, die sich bis zur Übergabe der vereinbarten Leistung aufgrund organisatorischer und programmtechnischer Mängel, welche vom Auftragnehmer zu vertreten sind, als notwendig erweisen, werden kostenlos vom Auftragnehmer durchgeführt.
Kosten für Hilfestellung, Fehldiagnose sowie Fehler- und Störungsbeseitigung, die vom Auftraggeber zu vertreten sind sowie sonstige Korrekturen, Änderungen und Ergänzungen werden vom Auftragnehmer gegen Berechnung durchgeführt. Dies gilt auch für die Behebung von Mängeln, wenn Programmänderungen, Ergänzungen oder sonstige Eingriffe vom Auftragnehmer selbst oder von dritter Seite vorgenommen worden sind. 
Ferner übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr für Fehler, Störungen oder Schäden, die auf unsachgemäße Bedienung, geänderter Betriebssystemkomponenten, Schnittstellen und Parameter, Verwendung ungeeigneter Organisationsmittel und Datenträger, soweit solche vorgeschrieben sind, anormale Betriebsbedingungen (insbesondere Abweichungen von den Installations- und Systembedingungen) sowie auf Übermittlungsschäden zurückzuführen sind. 

Soweit Gegenstand des Auftrages die Änderung oder Ergänzung bereits bestehender Programme ist, bezieht sich die Gewährleistung auf die Änderung oder Ergänzung. Die Gewährleistung für das ursprüngliche Programm lebt dadurch nicht wieder auf.

8.7 Kosten unberechtigter Mängelrügen

Sind etwa gemeldete Mängel nicht dem Auftragnehmer zuzurechnen oder lag einer Meldung tatsächlich kein Mangel zugrunde, wird der Kunde dem Auftragnehmer den Zeitaufwand und die angefallenen Kosten (insbesondere Reisen zu den üblichen Sätzen) vergüten.

§ 9 Haftung

9.1

Der Auftragnehmer haftet außerhalb der Gewährleistung (§ 8) nur

- im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften für Schäden, die durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers, der gesetzlichen Vertreter oder leitenden Angestellten des Auftragnehmers oder durch schwerwiegendes Organisationsverschulden verursacht wurden und nachgewiesen werden,

- unter Begrenzung auf die Auftragshöhe für Schäden, die aufgrund der vertraglichen Verwendung der Daten typisch und vorhersehbar sind


-für Schäden aus schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten,


- für Schäden, die von Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers grob fahrlässig oder vorsätzlich ohne Verletzung wesentlicher Vertragspflichten verursacht wurden


- soweit der Fall der Unmöglichkeit oder anfänglichen Unvermögens des Vertrages vorliegt.

9.2

Die Haftung bei leichter Fahrlässigkeit (u.a. für entfernte Folgeschäden) ist für jeden einzelnen Schadensfall auf einen Betrag in Höhe der vertraglichen Vergütung beschränkt.

9.3

Ein Mitverschulden des Kunden (z.B. unzureichende Datensicherung ) ist diesem anzurechnen.

9.4

Die Haftung für das Fehlen einer zugesicherten Eigenschaft, wegen Arglist und für Personenschäden bleibt unberührt.

9.5

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, seine Erfüllungsgehilfen sorgfältig auszuwählen und anzuleiten. Sofern der Auftragsnehmer Fremdleistungen in Auftrag gibt, sind die jeweiligen Auftragsnehmer keine Erfüllungsgehilfen von RR-Selects.

§ 10 Gerichtsstand

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten ist der Sitz des Auftragnehmers.

§ 11 Sonstiges

Die Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieser AGB berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der AGB nicht. Auftragnehmer und Kunde verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Regelung zu ersetzen, die dem mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck möglichst nahekommt.

Bis zu einer solchen Regelung soll anstelle der unwirksamen Bestimmung eine solche gelten, die vom wirtschaftlichen Sinn und Zweck her der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder unwirksam werden, so wird hierdurch der übrige Inhalt dieses Vertrages nicht berührt. Die Vertragspartner werden partnerschaftlich zusammenwirken, um eine Regelung zu finden, die den unwirksamen Bestimmungen möglichst nahe kommt.
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